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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Auch 2015 wird es zu einigen Jubiläen kommen, die sowohl hinsichtlich Organisation,
aber auch bezüglich historische Deutung ihre Schatten ins 2014 warfen (Schlacht am
Morgarten 1315, Eroberung des Aargaus 1415, Schlacht bei Marignano 1515, Wiener
Kongress 1815 oder Ende des Zweiten Weltkrieges 1945). Die Festivitäten für die
Jubiläen werden bisher samt und sonders von Privaten oder den Kantonen geplant und
getragen. Der Bundesrat hielt sich bisher auffällig zurück. In ihren Antworten auf
entsprechende Interpellationen, die sich nach dem Einsatz des Bundes erkundigten,
erklärte die Regierung, dass sich die Eidgenossenschaft bei Erinnerungsfeiern für
historische Ereignisse bisher immer eher zurückhaltend gezeigt habe. Der Bund könne
aber eine koordinative Tätigkeit übernehmen und unterstütze die geplanten
Ausstellungen des Landesmuseums. Seitens des Bundes seien bisher lediglich drei
Jubiläen aktiv durchgeführt worden: 1891 (600 Jahre Eidgenossenschaft), 1941 (650
Jahre Eidgenossenschaft) und 1991 (700 Jahre Eidgenossenschaft). Hingegen hatte die
Regierung noch 2013 eine Motion Markwalder (fdp, BE) zur Annahme empfohlen, die
den Bund aufforderte, den vierzigsten Jahrestag der Ratifikation der Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) gebührend zu feiern. In seiner
positiven Antwort bot der Bundesrat seine Beteiligung an verschiedenen Aktivitäten an,
bei denen die Bedeutung der EMRK bewusst gemacht werden soll, an denen aber auch
kritische Auseinandersetzungen mit der Konvention möglich sein sollen. Im Rat war die
Annahme allerdings von Schwander (svp, SZ) bekämpft worden. In eine ähnliche Kerbe
hieb das noch nicht behandelte Postulat Müller-Altermatt (cvp, SO), das einen Bericht
verlangt, mit dem die wichtigsten Ereignisse beschrieben werden sollen, die
verantwortlich sind für die Erlangung der bürgerlichen Freiheiten in der Schweiz. Für
die Willensnation Schweiz sei es zentral zu wissen, welche Grundwerte und Ereignisse
diese ausmachten. Der Bericht solle dann Grundlage bilden für Gedenkfeiern,
Kampagnen oder Schriftlichkeiten, mit denen die Kenntnisse über die Erringung der
bürgerlichen Freiheiten vertieft und die Willensnation Schweiz gestärkt werde.
Unterschiedliche Geschichtsbilder und entsprechend unterschiedliche Betonungen der
verschiedenen Jubiläen lassen sich auf der Links-Rechts-Achse verorten. Während die
rechts-konservative Seite die alten Schlachten (Morgarten, Marignano) als wegweisende
Wurzeln der heutigen Schweiz ehren will, sieht die Linke hier eher zu dekonstruierende
Mythen. Gemäss der Linken seien die Wurzeln der Schweiz vielmehr in modernen
Ereignissen zu verorten, wie etwa der Gründung des Bundesstaates 1848 oder der sich
2015 zum 70sten Mal jährenden Befreiung Europas. Bei ihrer Delegiertenversammlung
im Juni in Winterthur begann die SP ein Jubiläum für das Oltener Aktionskomitee und
den Landesstreik von 1918 zu planen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2014
MARC BÜHLMANN

Nationale Identität

Die SP nahm diesen Bericht zum Anlass, die Politik der damaligen Nationalbank als
Hehlerei zu bezeichnen. In einer Interpellation forderte ihre Nationalratsfraktion den
Bundesrat auf, ihr in dieser Interpretation zu folgen und sich dafür einzusetzen, dass
die Nationalbank sämtliches damals von der Deutschen Reichsbank gekaufte Gold an
die ursprünglichen Besitzer (das sind vor allem die Nationalbanken der von
Deutschland besetzten Staaten) zurückerstattet. Der Bundesrat lehnte eine solche
Interpretation ab und erklärte einmal mehr, dass alle Forderungen in diesem
Zusammenhang mit dem Washingtoner Abkommen von 1946, bei dem die Alliierten volle
Kenntnis über die Goldtransaktionen verfügt hätten, beglichen worden seien. Mit dem
Argument, das Zustandekommen der Solidaritätsstiftung (siehe unten) nicht gefährden
zu wollen, versorgte die SP ihre Forderung wieder in der Schublade. 2

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 09.10.1998
HANS HIRTER
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Mitte Juni gab der Bundesrat sein Projekt für die Schaffung der im Vorjahr
angekündigten Solidaritätsstiftung in die Vernehmlassung. Zum Stiftungszweck hielt er
an den 1997 von ihm und der Konzeptgruppe ausgearbeiteten allgemeinen Grundsätzen
fest. Im vorgelegten Gesetzesentwurf verzichtete er auf die detaillierte Angabe der
einzelnen zu unterstützenden Projekte, da diese Konkretisierung eine Aufgabe des
Stiftungsrats sein werde. Er betonte aber nochmals, dass dies kein Fonds zur Zahlung
von Beiträgen an Holocaustopfer sein werde, da von diesem nur Projekte, nicht aber
Einzelpersonen profitieren könnten. Die Finanzierung soll über die Bewirtschaftung
eines Teils (500 der rund 1300 Tonnen) der für die Währungspolitik nicht mehr
benötigten Goldreserven der Nationalbank geschehen. Dies würde beim aktuellen
Goldpreis einem Stiftungskapital von rund 7 Mia Fr. entsprechen. Die SVP lehnte diese
Pläne kategorisch ab und verlangte, das Geld zugunsten der AHV zu verwenden; diese
Position wurde auch vom Schweizerischen Gewerbeverband geteilt. Gegen die Stiftung
sprachen sich auch die Schweizer Demokraten, die Freiheitspartei und die EDU aus. Die
FDP, die CVP und die LP stellten sich grundsätzlich hinter die Solidaritätsstiftung,
verlangten aber wie auch der Gewerkschaftsbund und der Vorort eine Konkretisierung
der Aufgaben im Gesetz. FDP und CVP vertraten die Ansicht, dass sich die Stiftung auf
die Unterstützung von Projekten für Kinder und Jugendliche konzentrieren solle. Die SP,
die Grünen und die Hilfswerke, welche die Stiftung ebenfalls guthiessen, begrüssten
hingegen die Offenheit bei der Formulierung der möglichen Aufgaben. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.1998
HANS HIRTER

Der Wirtschaftsdachverband economiesuisse, dessen Vorgängerorganisation Vorort
sich noch zugunsten der Solidaritätsstiftung ausgesprochen hatte, distanzierte sich nun
von ihr und gab die Stimme frei. Die SVP-Goldinitiative empfahl sie zur Ablehnung. Beim
Gewerkschaftsbund überwog das Interesse an den zusätzlichen Mitteln für die AHV. Er
empfahl sowohl den Gegenvorschlag des Parlaments als auch die SVP-Initiative zur
Annahme. Bei der Stichfrage gab er dann allerdings der ersten Lösung (je einen Drittel
für die AHV, die Solidaritätsstiftung und die Kantone) den Vorzug. Die Geschäftsleitung
der SP hatte den Delegierten eine analoge Empfehlung vorgeschlagen. Diese fanden es
aber taktisch unklug, die von ihnen als populistisch bezeichnete SVP-Initiative zu
unterstützen und gaben dazu die Nein-Parole aus. Drei SP-Kantonalsektionen aus der
Westschweiz beschlossen allerdings abweichend davon die Ja-Parole zur Goldinitiative.
In einem vergleichbaren Dilemma, allerdings mit umgekehrten Vorzeichen, befand sich
die FDP. Mit einem doppelten Nein und dem Vorschlag, die Mittel auf Bund und
Kantone zum Zweck des Schuldenabbaus zu verteilen, hätte sie sich zwar als einzige um
gesunde öffentliche Finanzen bemühte Regierungspartei profilieren können.
Andererseits hatte die FDP die Solidaritätsstiftung von Anfang an gegen die Kritik der
SVP verteidigt. Die Delegierten entschieden sich mit 128:89 Stimmen für die Ja-Parole
zum Gegenvorschlag, wovon dann in der Folge gut die Hälfte der Kantonalsektionen
abwich. Wie diese abweichenden FDP-Sektionen empfahl auch die Liberale Partei ein
doppeltes Nein. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.05.2002
HANS HIRTER

Die SP will 2015 dem sich zum 70sten Mal jährenden Ende des Zweiten Weltkriegs
gedenken. Eine Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH) fordert den Bundesrat auf, Gedenk-
und Dankesfeiern zu koordinieren und zu unterstützen. Die Motionärin macht geltend,
dass erst durch die von den Alliierten erbrachten Opfer ein friedliches Europa möglich
geworden sei. Die Schweiz habe bis heute den Opfern nie offiziell gedacht. Der
Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme; er begrüsse Gedenkfeiern. Die Regierung
verwies auf mögliche, durch den Europarat koordinierte Festakte, die sie zu
unterstützen gedenke. Die Mitwirkung bei anderen, noch nicht bekannten nationalen
oder internationalen Festakten sei zu prüfen. Die Motion wurde dann allerdings von
Mörgeli (svp, ZH) bekämpft, was ihre stillschweigende Annahme verhinderte und die
Debatte verschob. 5

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

A l'invitation de la Neue Zürcher Zeitung, les président-e-s des quatre plus grands
partis échangent leurs points de vue sur leur idée de la patrie (ou "Heimat" en
allemand). Petra Gössi pour le Parti libéral-radical et Albert Rösti pour l'Union
démocratique du centre citent l'élément de la nature comme constitutif de leur vision
de la partie. Pour les deux également, la patrie est l'endroit où l'on se sent à l'aise, en
sécurité et où l'on a ses proches. Le président du Parti socialiste, Christian Levrat,
quant à lui construit son image de la patrie autour de la variété et du vivre ensemble
entre différentes cultures, langues et religions. Gerhard Pfister – président du Parti
démocrate chrétien – fait également mention de la diversité et cite pour exemple son

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.02.2017
KAREL ZIEHLI
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canton d'origine, Zoug, comme étant une Suisse en miniature – un canton où la
campagne et le monde international se côtoient.  
Les chef-fe-s de partis ont également réagi aux réponses d'un questionnaire sur cette
idée de la patrie, fait par l'institution et musée "Stapferhaus" de Lenzbourg en Argovie.
Celui-ci révèle que les 1000 suisses interrogés lient leur sentiment de patrie
principalement aux humains y vivant, aux paysages et aux traditions. L'importance de la
nature ressort fortement de ce sondage – les montagnes y prenant une signification
particulière – et cela même pour les citadins. Selon le politologue Michael Hermann qui
a analysé les résultats, la nature ferait même office d'agrafe patriotique. Par ailleurs, les
personnes estimant que la patrie est en danger (la moitié des sondé-e-s) citent en
premier lieu la destruction de la nature, puis le bétonnage intensif et troisièmement les
cultures étrangères comme sources de menace.
Albert Rösti voit dans ces différentes menaces un vecteur commun qu'est l'immigration
et postule que les Suisses et Suissesses se rattachent à une langue et à des valeurs
communes. Il rappelle, par ailleurs, que tous ceux habitant en Suisse doivent respecter
l'ordre juridique ainsi que la Constitution fortement teintée – tout comme l'hymne
national – de christianisme. Christian Levrat fait remarquer que la Suisse ne possède
pas qu'une langue commune et n'est pas faite que d'une seule culture unie. A la culture
chrétienne prônée par les présidents de l'UDC et du PDC, il oppose la Suisse moderne
et libérale fondée en 1848. Petra Gössi, quant à elle, estime, tout comme Christian
Levrat, que la Suisse est un Etat séculaire, reposant sur les valeurs des Lumières et de la
liberté. Malgré tout, elle considère qu'une Suisse multiculturelle ne peut fonctionner.
Gerhard Pfister, en réponse aux propos de Christian Levrat, est de l'avis que la gauche
sous-estime l'apport et l'influence du christianisme sur notre société, et considère que
le christianisme (ainsi que le judaïsme) a été le socle de la démocratie. Ce dernier
estime également que cette peur de la destruction de la nature est à lier avec la peur de
la croissance. Le oui à l'initiative dite "d'immigration de masse" est un signe qui irait en
ce sens. 
L'une des autres menaces ressortant du questionnaire est la globalisation. Celle-ci est
perçue différemment par les quatre président-e-s. Pour le chef de file du Parti
socialiste, l'évolution du droit international est l'un des aspects positifs de ce
phénomène, car cela permet de contrôler les firmes multinationales. Le président de
l'UDC, quant à lui, considère que la libre circulation des matières est fondamentale
pour le bon fonctionnement de l'économie, mais que celle-ci ne doit surtout pas
s'accompagner de la libre circulation des personnes – vue comme non-compatible avec
le sentiment de patrie. Petra Gössi reconnait que la globalisation et les changements
rapides qu'elle implique font peur et estime que le rôle de la politique est de préparer
au mieux les gens devant subir ses effets négatifs. Finalement, Gerhard Pfister voit un
contre-mouvement à ce phénomène de globalisation où cette idée de patrie
deviendrait de plus en plus importante pour la population. 6

Das 100-jährige Jubiläum des Landesstreiks 1918 im Herbst 2018 löste – überwiegend
in der Deutschschweiz – mehrere Debatten und damit verbunden über das ganze Jahr
verteilt ein grosses mediales Echo aus. Das SRF etwa widmete dem Jubiläum die eigens
dafür produzierte Doku-Fiktion «Generalstreik 1918 – Die Schweiz am Rande eines
Bürgerkrieges». Im November analysierte die NZZ die Geschehnisse anhand der
Haltungen und Handlungen des Bundesrats und der Armeeführung und die WOZ führte
Gespräche mit den Gewerkschaftsleitenden Natascha Wey und Florian Keller sowie dem
Historiker Stefan Keller. Die Aargauer Zeitung sowie die Weltwoche veröffentlichten
bereits im Januar ein Porträt des damaligen Streikführers und Nationalrats Robert
Grimm. Während in der Aargauer Zeitung Grimm vom Autor Pirmin Meier als einer der
«bedeutendsten und besonnensten Sozialdemokraten» umschrieben wurde, der einen
Platz in der «Geschichte der schweizerischen Freiheit» verdient habe, sah Christoph
Blocher, dessen Neujahrsrede in der Weltwoche abgedruckt worden war, Grimm als
«Bürgerkrieger» und «Revoluzzer», welcher mit dem Landesstreik die bürgerliche
Schweiz auf ihre «schwerste Bewährungsprobe ihrer neueren Geschichte» gestellt
habe – allerdings dann in seinen 44 Jahren Nationalrat doch noch zur Vernunft
gekommen sei.
Gleich zu Jahresbeginn wurde damit eine Debatte darüber losgetreten, wie man den
Landesstreik deuten und seinen Protagonisten gedenken solle, denn sowohl linke als
auch rechte Parteien versuchten, das Jubiläum zu ihren Gunsten zu nutzen. Der
Sonntagsblick meinte hierzu, die Linke suche nach Wegen, den Streik als «Grundstein
des modernen Sozialstaats zu mystifizieren» und nun wolle auch die Rechte dem Streik
«ihren Stempel aufdrücken». Christoph Blocher, so der Sonntagsblick weiter, plane
zum Jubiläum im Herbst einen «Grossanlass mit Soldaten in Weltkriegsuniformen», um
den Soldaten und dem «standhaften Bürgertum» zu gedenken. Dadurch, so

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Geschichtsprofessor Christian Koller im Sonntagsblick, beziehe die SVP eine klare
Gegenposition zur Linken. Doch auch die «linke Mythenbildung» sei kritisch zu
betrachten, erklärte Koller weiter, denn Forderungen wie das Frauenstimmrecht, die
AHV aber auch das Proporzwahlrecht oder die 48-Stunden-Woche – letztere zwei
wurden in den Folgejahren nach dem Streik vom Bundesrat umgesetzt – hätten bereits
vor dem Streik bestanden. 
Im November 2018, 100 Jahre nach Beendigung des Streiks, griff schliesslich Christoph
Blocher in Uster (ZH) das Thema erneut auf, wenn auch weniger pompös als im Frühjahr
angekündigt. Er störe sich daran, gab der Tagesanzeiger die Rede Blochers wieder, dass
die heutigen Historiker «Geschichtsklitterung» betrieben, um mit einem «linken
Jubiläumsjahr» den wahren Zweck des Landesstreiks zu verhüllen, nämlich die
Errichtung «eine[r] Diktatur des Proletariats nach russischem Vorbild». Im
Tagesanzeiger kommentierte Ruedi Baumann, Blocher danke in seiner Rede denn auch
nicht den Arbeitenden, sondern den «Soldaten und repressiven Behörden», welche
den Streik bekämpft hatten. Als Reaktion auf den angekündigten Anlass in Uster habe im
Vorfeld ein anonymes Komitee über Facebook zu einer Demonstration mit dem Slogan
«Blocher hau ab» aufgerufen, wie der Tagesanzeiger weiter festhält. Das Komitee wehre
sich gegen die «rechte Hetze» und wolle Blocher nicht einfach so die «Geschichte»
überlassen.
Ein regelrechter Schlagabtausch zum Landesstreik fand ferner im März 2018 in einer
Kommentarserie der Basler Zeitung statt. Helmut Hubacher, der mit Robert Grimm im
Nationalrat gesessen hatte, lobte hier das Frauenstimmrecht, die AHV und die 48-
Stunden-Woche sowie das Proporzwahlrecht als direkte oder indirekte
Errungenschaften des Streiks und der SP, da diese Forderungen im Streikkatalog
aufgeführt waren. Wenige Tage später widerspach Chefredaktor Markus Somm
Hubachers Aussagen. Somm sah im Streik vielmehr die «grösste Niederlage und
grössten Irrtum» in der Geschichte der SP, da durch den Streik die Angst vor einem
bolschewistischen Umsturz geschürt worden sei und die Bürgerlichen fortan Ideen der
SP «dämonisieren und damit erledigen» haben können. Wiederum eine Woche später
antwortete der Militärhistoriker Hans Rudolf Fuhrer auf Somm und Hubacher. Er hob
hervor, dass nachträglich vieles oft vermeintlich einfacher zu beurteilen sei. So könne
eben auch heute nicht abschliessend beurteilt werden, was der Streik bewirkt habe, wie
viel etwa die durch den Ersten Weltkrieg verursachte Armut und der danach folgende
Hunger zum Unmut beigetragen hätten und als wie entscheidend letztlich die
bolschewistische Ideologie als Triebfeder des Streiks zu deuten sei. Richtig sei
sicherlich, dass bis heute «schweizerische Ereignisse» in einem internationalen
Kontext beurteilt werden müssten.
International wurde das Thema denn auch in der Museumslandschaft aufgegriffen:
Insgesamt nahmen über 30 Museen in der Schweiz, Frankreich und Deutschland an der
Ausstellungsreihe «Zeitenwende 1918/19» teil, welche auf diese Weise die turbulente
Zeit anhand verschiedener Aspekte thematisierten. Die Ausstellung über den
Landesstreik im Zeughaus Schaffhausen wurde von Bundesrat Schneider-Amman
eröffnet. 7

Staatsjubiläen

Rund um diese Feiern kam es auf verschiedenen Seiten zu Verstimmungen. Einerseits
protestierten Regierung und Parlamentarier des Tessin dagegen, dass zu der von der
parlamentarischen Koordinationskonferenz erarbeiteten Gedächtnisfeier im
Bundeshaus keine italienischsprachigen Redner eingeladen worden seien. Vor allem
aber empörte sich die Linke über die rein bürgerliche Rednerliste. Der Parteivorstand
der SP entschloss sich, der offiziellen Feier zwar beizuwohnen, parallel dazu aber eine
eigene Gedenkveranstaltung mit Historikern und Zeitzeugen zu organisieren. Die beiden
Abgeordneten der äusseren Linken dagegen boykottierten den offiziellen Festanlass.
Der Gedenkgottesdienst im Berner Münster wurde von einer stummen Mahnwache der
Asylkoordination Schweiz begleitet, die zu einer ehrlichen Auseinandersetzung mit der
schweizerischen Flüchtlingspolitik aufrief. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.05.1995
DIRK STROHMANN

On a pu voir, en ce 12 septembre 2016, un peu partout en Suisse, diverses associations
fêter l'adoption de la Constitution de 1848. Cette date célèbre, selon eux, l'acte
fondateur de la Suisse moderne. En effet, il y a de cela 168 ans, les débats furent vifs
après la guerre du Sonderbund. Il s'agissait de réussir à réunifier le pays avec une
nouvelle constitution. Rappelons que quatre ans auparavant, en prémices à la guerre
mentionnée, plus de 100 morts ainsi que près de 200 blessés furent à comptabiliser

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.09.2016
KAREL ZIEHLI
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après des affrontements entre corps francs protestants et catholiques lucernois, ces
premiers n'acceptant pas que l'éducation lucernoise soit remise aux mains des jésuites,
assurant ainsi les traditions catholiques.
Ces événements marqueront profondément la construction de cette Suisse moderne.
Des groupements politiques tels que la Jeunesse Socialiste Suisse ou Operation Libero
se rapportent donc à cette date comme référence pour "leur" Suisse, dans une volonté
de rompre avec la création du mythe Suisse basé sur le 1er août 1291.
Déjà en 2009, la conseillère nationale socialiste bernoise Margret Kiener Nellen (sp, BE)
posait la question au Conseil Fédéral de savoir quelle date représentait au mieux l'acte
fondateur de la Suisse moderne. Celui-ci lui répondit que "le 12 septembre 1848 n'est
certainement pas la seule date à retenir, mais elle est peut-être la date la plus
importante tant il est vrai que ce jour-là les constitutions cantonales ont perdu leur
rang intouchable de charte suprême, sans que les cantons du Sonderbund ne s'y
opposent par ailleurs." Le Conseil fédéral précise toutefois que sur ces questions la
liberté d'opinion prévaut et qu'il n'est pas de leur ressort de fixer une date précise, la
confédération ne s'étant, à l'instar de Rome, pas construite en un jour, pour reprendre
les propos des sept sages. 9
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